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8715 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für innere Angelegenheiten 

über den Beschluss des Nationalrates vom 19. April 2012 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Sicherheitspolizeigesetz, das Abzeichengesetz 1960, das 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, das Ärztegesetz 1998, das ASOR-Durchführungsgesetz, 
das Asylgesetz 2005, das Ausschreibungsgesetz 1989, das Außenwirtschaftsgesetz 2011, 
das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das Beschußgesetz, das Biozid-Produkte-Gesetz, 
das Bundes-Ehrenzeichengesetz, das Bundesgesetz über die justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, das Bundesgesetz über eine 
Amnestie 1995, das Bundesgesetz vom 15. Juli 1964 über die Schaffung einer Medaille für 
Verdienste um die Vorbereitung und Durchführung der IX. Olympischen Winterspiele 
Innsbruck 1964, das Bundesgesetz vom 27. Jänner 1976 über die Schaffung eines 
Ehrenzeichens für Verdienste um die Befreiung Österreichs, das Bundesgesetz vom 29. 
Juni 1977 zur Verbesserung der Nahversorgung und der Wettbewerbsbedingungen, das 
Bundesgesetz vom 4. Februar 1948 über die Berechtigung der nach reichsrechtlichen 
Vorschriften approbierten Zahnärzte, das Bundesgesetz vom 6. Mai 1976 über die 
Schaffung einer Medaille für Verdienste um die Vorbereitung und Durchführung der XII. 
Olympischen Winterspiele Innsbruck 1976, das Bundeshaftungsobergrenzengesetz, das 
Bundesluftreinhaltegesetz, das Bundes-Personalvertretungsgesetz, das 
Bundesvergabegesetz 2006, das Chemikaliengesetz 1996, das Devisengesetz 2004, das 
Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008, das Eisenbahngesetz 
1957, das Elektrotechnikgesetz 1992, das Energielenkungsgesetz 1982, die 
Exekutionsordnung, das Exekutivdienstzeichengesetz, das Finanzausgleichsgesetz 2008, 
das Fremdenpolizeigesetz 2005, das Führerscheingesetz, das 
Gefahrgutbeförderungsgesetz, das Gehaltsgesetz 1956, das Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 
1996, die Gewerbeordnung 1994, das Glücksspielgesetz, das Grenzkontrollgesetz, das 
Güterbeförderungsgesetz 1995, das Heeresgebührengesetz 2001, das Kraftfahrgesetz 1967, 
das Kraftfahrliniengesetz, das Kriegsmaterialgesetz, das 
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1997, das Luftfahrtsicherheitsgesetz 2011, das 
Mediengesetz, das Meldegesetz 1991, das Militärauszeichnungsgesetz 2002, das 
Militärbefugnisgesetz, das Munitionslagergesetz 2003, das Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetz, das Paßgesetz 1992, das Polizeibefugnis-Entschädigungsgesetz, das 
Polizeikooperationsgesetz, das Pornographiegesetz, das Preisgesetz 1992, das 
Punzierungsgesetz 2000, das Pyrotechnikgesetz 2010, die Reisegebührenvorschrift 1955, 
das Rezeptpflichtgesetz, das Rundfunkgebührengesetz, das Sanktionengesetz 2010, das 
Schifffahrtsgesetz, das Sperrgebietsgesetz 2002, das Sprengmittelgesetz 2010, die 
Strafprozeßordnung 1975, das Strafregistergesetz 1968, das Strafvollzugsgesetz, die 
Straßenverkehrsordnung 1960, das Suchtmittelgesetz, das Tierseuchengesetz, das 
Umweltinformationsgesetz, das Vereinsgesetz 2002, das Verkehrsrecht-Anpassungsgesetz 
1971, das Versammlungsgesetz 1953, das Versorgungssicherungsgesetz, das 
Verwaltungsstrafgesetz 1991, das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991, das 
Verwundetenmedaillengesetz, das Waffengesetz 1996, das Wehrgesetz 2001, das 
Wiedereinstellungsgesetz 1950, das Zivildienstgesetz 1986 und das Zollrechts-
Durchführungsgesetz geändert werden sowie das Führungs- und Verfügungsgesetz 
aufgehoben wird (Sicherheitsbehörden-Neustrukturierungs-Gesetz – SNG) 
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Der vorliegende Beschluss des Nationalrates trägt dem Umstand Rechnung, dass eines der Kernprojekte 
der INNEN.SICHER 2010-Strategie des Bundesministeriums für Inneres die Weiterentwicklung der 
sicherheitsbehördlichen Strukturen ist.  
Dabei wird durch eine Neuorganisation der Strukturen auf Ebene der nachgeordneten 
Sicherheitsbehörden und des Wachkörpers der in den letzten Jahren, insbesondere durch die 
Zusammenführung der Wachkörper zur gemeinsamen Bundespolizei im Jahr 2005 beschrittene Weg einer 
Verschlankung der Kommandostrukturen und des Abbaus von Doppelgleisigkeiten konsequent weiter 
verfolgt.  
Gleichzeitig wird der Einrichtung einer neuen Behördenstruktur im Fremden- und Asylwesen sowie der 
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 Rechnung getragen. 
Der gegenständliche Beschluss dient daher der Schaffung der organisatorischen Voraussetzungen für die 
Zusammenführung der neun Sicherheitsdirektionen, vierzehn Bundespolizeidirektionen und neun 
Landespolizeikommanden zu insgesamt neun Landespolizeidirektionen. Die sicherheitsbehördlichen 
Strukturen der Bezirksverwaltungsbehörden bleiben unberührt. 
 
Der Ausschuss für innere Angelegenheiten hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 2. Mai 2012 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Günther Köberl. 
An der Debatte beteiligte sich Bundesrat Johann Ertl.  
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Günther Köberl gewählt. 

Der Ausschuss für innere Angelegenheiten stellt nach Beratung der Vorlage am 2. Mai 2012 mit 
Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. 

Wien, 2012 05 02 

 Günther Köberl Franz Perhab 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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